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ÜBERSETZUNG 
 

 

STAATSRAT 

Gesetzgebungsabteilung  

Gutachten 75.432/3 

vom 27. März 2024 

über 

einen Dekretvorschlag der Deutschsprachigen Gemeinschaft ‚zur 

Abberufung von öffentlichen Mandataren’ (Parl. Dok., Parl. DG, 

2023-24, Nr. 318/1)
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2/7 Gutachten des Staatsrates 75.432/3 

Am 23. Januar 2024 wurde der Staatsrat, Gesetzgebungsabteilung, vom Präsidenten 

des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft darum gebeten, innerhalb einer Frist von 

dreißig Tagen ein Gutachten über einen Dekretvorschlag der Deutschsprachigen Gemeinschaft ‚zur 

Abberufung von öffentlichen Mandataren’ (Parl. Dok. Parl. DG 2023-24, Nr. 318/1) abzugeben. 

Der Vorschlag wurde von der dritten Kammer am 19. März 2024 untersucht. Die 

Kammer setzte sich zusammen aus Jeroen VAN NIEUWENHOVE, Kammerpräsident, Koen MUYLLE 

und Elly VAN DE VELDE, Staatsräte, Jan VELAERS und Bruno PEETERS, Beisitzer, und 

Annemie GOOSSENS, Greffier. 

Der Bericht wurde von Ronald VAN CROMBRUGGE, beigeordneter Auditor, 

vorgelegt. 

Das Gutachten, dessen Wortlaut nachstehend wiedergegeben ist, wurde am 

27. März 2024 abgegeben. 

* 
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1. Unter Anwendung von Artikel 84 § 3 Absatz 1 der am 12. Januar 1973 

koordinierten Gesetze ‚über den Staatsrat‘ hat sich die Gesetzgebungsabteilung hauptsächlich 

darauf konzentriert, die Befugnis des erlassenden Organs, die Rechtsgrundlage 1 sowie die Frage, 

ob die vorgeschriebenen Formvorschriften eingehalten worden sind, zu untersuchen. 

* 

TRAGWEITE DES VORSCHLAGS 

2. Der zur Begutachtung vorgelegte Dekretvorschlag der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft führt die Möglichkeit ein, öffentlichen Mandataren, die in einen Verwaltungsrat 

bzw. Verwaltungsausschuss einer Reihe öffentlicher Einrichtungen bestellt wurden, ihr Mandat zu 

entziehen, insofern ihnen ein schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlässigkeit, eine 

Handlung oder ein Verhalten, das mit der Ausübung des Mandats unvereinbar ist, nachgewiesen 

wird, oder wenn der Mandatar die in der Europäischen Menschenrechtskonvention, in dem Gesetz 

vom 30. Juli 1981 ‚zur Ahndung bestimmter Taten, denen Rassismus oder Xenophobie zugrunde 

liegen’, und in dem Gesetz vom 23. März 1995 ‚zur Ahndung der Leugnung, Verharmlosung, 

Rechtfertigung oder Billigung des während des zweiten Weltkrieges vom deutschen 

nationalsozialistischen Regime begangenen Völkermordes’ verankerten demokratischen 

Grundsätze nicht beachtet, oder wenn der Mandatar Mitglied oder Sympathisant einer 

Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen Person ist, die die in den o.a. Rechtstexten 

festgelegten demokratischen Grundsätze missachtet. 

 Zu diesem Zweck ändert Artikel 1 des Vorschlags das Dekret vom 27. Juni 1986 

‚über das Belgische Rundfunk- und Fernsehzentrum der Deutschsprachigen Gemeinschaft’. 

Dazu ändert Artikel 2 das Dekret vom 16. Dezember 1991 ‚über die Aus- und 

Weiterbildung im Mittelstand und in kleinen und mittleren Unternehmen’. 

Dazu ändert Artikel 3 das Dekret vom 13. Dezember 2016 ‚über Maßnahmen im 

Bereich des selbstbestimmten Lebens’. 

Dazu ändert Artikel 4 das Dekret vom 22. Mai 2023 ‚zur Schaffung eines Zentrums 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft für Kinderbetreuung’. 

Dazu ändert Artikel 5 das Dekret vom 13. November 2023 ‚über Maßnahmen im 

Bereich der Beschäftigungsförderung und der Arbeitsvermittlung’. 

 In Artikel 6 wird das Inkrafttreten des zu verabschiedenden Dekrets geregelt.  

 
1  Da es sich um einen Dekretvorschlag handelt, wird unter „Rechtsgrundlage“ die Übereinstimmung mit den höheren 

Rechtsnormen verstanden. 
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ALLGEMEINE BEMERKUNGEN 

3. In der Begründung zu dem zur Begutachtung vorgelegten Vorschlag wird bestimmt, 

dass neben Parlamentarier auch andere öffentliche Mandatare, „die ein öffentliches Mandat 

wahrnehmen, zur Verantwortung gezogen werden können. Letzteres soll über eine Abberufung im 

Falle von Fehlern oder Fehlverhalten möglich werden. Mit vorliegendem Dekretvorschlag wird 

eine gleichlautende Grundlage für eine solche Abberufung geschaffen”.  

 Diesbezüglich ist allerdings darauf hinzuweisen, dass aus einer ständigen 

Rechtsprechung des Staatsrats, Verwaltungsstreitsachenabteilung, hervorgeht, dass die Befugnis 

zur Bestellung auch die Befugnis zur Abberufung einschließt, so dass öffentliche Mandatare, die 

in einen Verwaltungsrat bzw. einen Verwaltungsausschuss einer öffentlichen Einrichtung bestellt 

wurden, grundsätzlich auch vor Ablauf der Amtszeit, für die sie bestellt wurden, abberufen werden 

können. So hat der Staatsrat geurteilt, dass „een openbare opdracht, behoudens andersluidende 

bepaling, te allen tijde kan worden beëindigd, zonder tuchtrechtelijke procedure, als de 

opdrachthouder niet meer voldoet aan de voorwaarden die vereist zijn voor zijn aanstelling, en in 

het bijzonder als hij het vertrouwen heeft verloren dat de opdrachtgever in hem had gesteld, of nog, 

om redenen die te maken hebben met het belang van de dienst” 2. 

 Soweit die in der vorgeschlagenen Regelung genannten Abberufungsgründe (ein 

schwerwiegender Fehler oder eine grobe Fahrlässigkeit, eine Handlung oder ein Verhalten, das mit 

der Ausübung seines Mandats unvereinbar ist, oder die Nichteinhaltung demokratischer 

Grundsätze) so beschaffen sind, dass sie zu einem Vertrauensbruch zwischen dem Mandatar und 

der Anstellungsbehörde führen können, ist darauf hinzuweisen, dass die betreffende Person in den 

vorgenannten Fällen jetzt bereits abberufen werden kann. Da eine „gleichlautende Grundlage für 

eine solche Abberufung” bereits besteht, ist die vorgeschlagene Regelung eigentlich überflüssig.  

 Indem in der vorgeschlagenen Regelung die Fälle bestimmt werden, in denen ein 

öffentliches Mandat entzogen werden kann, könnte darüber hinaus zumindest der Eindruck erweckt 

werden, dass die Abberufung eines öffentlichen Mandatars in Abweichung von der oben genannten 

Rechtsprechung auf diese Fälle beschränkt wird. Es ist fraglich, ob dies die Absicht der Verfasser 

des Vorschlags ist. Aus Gründen der Rechtssicherheit sollte im Text des Vorschlags sowieso 

klargestellt werden, ob die in den vorgeschlagenen Bestimmungen aufgeführten Fälle, in denen ein 

öffentlicher Mandatar abberufen werden kann, als erschöpfend zu betrachten sind oder nicht. 

4. Einer der Fälle, der gemäß der vorgeschlagenen Regelung zur Abberufung eines 

öffentlichen Mandatars führen kann, ist der Fall, in dem nachgewiesen werden kann, dass die 

betreffende Person die in der Europäischen Menschenrechtskonvention, im Gesetz vom 30. Juli 

1981 oder im Gesetz vom 23. März 1995 verankerten demokratischen Grundsätze nicht einhält, 

bzw. in dem er Mitglied oder Sympathisant einer Organisation, Partei, Vereinigung oder 

juristischen Person ist, die die in den o.a.  Rechtstexten festgelegten  demokratischen Grundsätze 

missachtet. 

 
2 Staatsrat, 29. August 1996, Nr. 61.400, Guily. 
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 Soweit der Beweis, dass die betreffende Person die im Gesetz vom 30. Juli 1981 

oder im Gesetz vom 23. März 1995 verankerten demokratischen Grundsätze nicht einhält, 

impliziert, dass sie aufgrund von den in diesen Gesetzen festgelegten Strafbestimmungen 

strafrechtlich verurteilt wurde, oder dass sie Mitglied einer Organisation, Partei, Vereinigung oder 

juristischen Person ist, die aufgrund dieser Gesetze verurteilt wurde, kann angenommen werden, 

dass auf eine ausreichend deutliche und rechtssichere Weise bestimmt wird, welches Verhalten zu 

ihrer Abberufung führen kann.  

 Das Obenstehende gilt hingegen nicht für die Nichteinhaltung der in der 

Europäischen Menschenrechtskonvention verankerten demokratischen Grundsätze. Unabhängig 

von der Feststellung, dass diese Konvention den Vertragsstaaten Verpflichtungen auferlegt, ist 

festzustellen, dass diese demokratischen Grundsätze gerade eine Reihe von Grundrechten wie das 

Recht auf freie Meinungsäußerung und die Vereinigungsfreiheit beinhalten, die in den Artikeln 10 

und 11 der Europäischen Menschenrechtskonvention garantiert werden. Zwar ergibt sich aus 

Artikel 17 dieser Konvention, dass diese Rechte nicht missbraucht werden dürfen, um die in dieser 

Konvention erwähnten Rechte oder Freiheiten aufzuheben oder über das in der Konvention 

vorgesehene Maß hinaus einzuschränken, doch scheint die vorgeschlagene Regelung angesichts 

ihres allgemeinen Wortlauts nicht auf solche Fälle von Missbrauch beschränkt zu sein. Und selbst 

wenn dies der Fall wäre, stellt sich noch die Frage, wie „nachgewiesen werden kann”, dass ein 

solcher Missbrauch gemeldet werden kann.  

 Hinsichtlich der Mitgliedschaft in einer Partei, die die in der Europäischen 

Menschenrechtskonvention verankerten demokratischen Grundsätze nicht einhält, stellt sich 

zudem die Frage, ob dies voraussetzt, dass die Dotation der betreffenden Partei gemäß Artikel 15ter 

des Gesetzes vom 4. Juli 1989 ‚über die Einschränkung und Kontrolle der Wahlausgaben für die 

Wahl der Abgeordnetenkammer und über die Finanzierung und die offene Buchführung der 

politischen Parteien’ gestrichen wird. 3 

 Außerdem ist der Begriff „Sympathisant” einer Organisation, Partei, Vereinigung 

oder juristischen Person, die die in der Europäischen Menschenrechtskonvention, dem Gesetz vom 

30. Juli 1981 oder dem Gesetz vom 23. März 1995 verankerten demokratischen Grundsätze nicht 

einhält, zu vage, um hinreichend klar und rechtssicher zu bestimmen, welches Verhalten zu einer 

Abberufung führen kann.  

 In der vorgeschlagenen Regelung sollte daher verdeutlicht werden, was unter 

Nichteinhaltung der in der Europäischen Menschenrechtskonvention enthaltenen demokratischen 

Grundsätze und unter Unterstützung einer Organisation, Partei, Vereinigung oder juristischen 

Person, die derartige Grundsätze missachtet, zu verstehen ist.  

 
3 Diese Bestimmung setzt nämlich voraus, dass es sich um eine politische Partei handelt, die durch eigenes Zutun oder 

durch Zutun ihrer Komponenten, Listen, Kandidaten oder gewählten Mandatsinhaber offensichtlich und durch mehrere 

übereinstimmende Indizien ihre feindselige Einstellung gegenüber den Rechten und Freiheiten zeigt, die durch die 

Menschenrechtskonvention gewährleistet werden.  



‡L
W

-A
JE

Y
M

D
IE

J-H
FE

D
C

M
W

‡
 

 

6/7 Gutachten des Staatsrates 75.432/3 

5. Gemäß der vorgeschlagenen Regelung ist ein abberufenes Mitglied nicht wieder 

wählbar, 4 kann es nicht wieder in den Verwaltungsrat ernannt werden 5 oder kann es nicht wieder 

in den Verwaltungsausschuss bestellt werden 6. 

 Dem kann zugestimmt werden, insofern damit gemeint wird, dass der Betreffende 

für das durch seine Abberufung frei gewordene Amt nicht in Betracht kommt und daher für den 

Rest seiner Amtszeit von diesem Amt ausgeschlossen wird. Sind diese Bestimmungen hingegen so 

zu verstehen, dass der Betreffende nie wieder für die betreffenden Ämter in Betracht kommt, kann 

die vorgeschlagene Regelung nicht mehr als verhältnismäßig im Hinblick auf das vom Dekretgeber 

verfolgte Ziel angesehen werden, da die Möglichkeit nicht berücksichtigt wird, dass eine aufgrund 

der vorgeschlagenen Regelung abberufene Person im Laufe der Zeit trotzdem zeigt, dass sie die in 

dieser Regelung enthaltenen demokratischen Grundsätze beachtet, oder dass sie den von ihr 

begangenen Fehler berichtigt hat oder keine mit der Ausübung des Mandats unvereinbaren 

Handlungen mehr begeht.  

6. Im Dekretvorschlag ist es sowohl von der „Abberufung” als auch vom „[E]ntziehen” 

eines Mandats die Rede. Im Hinblick auf die Rechtssicherheit ist es ratsam, immer denselben 

Begriff zu verwenden. 

UNTERSUCHUNG DES TEXTES 

Artikel 1 

7.   Im vorgeschlagenen Artikel 8 § 2.1 Absatz 2 zweiter Satz des Dekrets vom 

27. Juni 1986 wird das Parlament der Deutschsprachigen Gemeinschaft ermächtigt, „die weiteren 

Modalitäten bezüglich des Abberufungsverfahrens” festzulegen.  

 Gemäß Artikel 44 des Sondergesetzes vom 8. August 1980 ‚zur Reform der 

Institutionen’, der durch Artikel 44 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 ‚über institutionelle 

Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft’ auf die Deutschsprachige Gemeinschaft 

entsprechend anwendbar erklärt wird, kann das Parlament Regeln über seine Arbeitsweise erlassen. 

Darunter kann man auch die Regelung der Weise verstehen, auf die das Parlament die in der 

vorgeschlagenen Regelung vorgesehene Befugnis zur Abberufung ausübt. So könnte in der 

Geschäftsordnung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft festgelegt werden, ob die 

im zweiten Absatz des vorgeschlagenen Artikels 8 § 2.1 vorgesehene Anhörung in der 

Plenarsitzung oder im Ausschuss stattfindet, wie der Ausschuss gegebenenfalls zusammengesetzt 

ist, ob diese Anhörung öffentlich ist oder unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattfindet,... Wenn 

also mit „d[en] weiteren Modalitäten bezüglich des Abberufungsverfahrens” solche Regeln 

gemeint werden, ist der vorgeschlagene Artikel 8 § 2.1 Absatz 2 zweiter Satz des Dekrets vom 

 
4 Vorgeschlagener Artikel 8 § 2.1 Absatz 3 des Dekrets vom 27. Juni 1986 (Artikel 1 des Vorschlags). 

5 Vorgeschlagener Artikel 18 § 6 Absatz 3 des Dekrets vom 16. Dezember 1991 (Artikel 2, 3. des Vorschlags). 

6 Vorgeschlagener Artikel 22 § 3 des Dekrets vom 13. Dezember 2019 (Artikel 3, 5., des Vorschlags), vorgeschlagener 

Artikel 10 § 3 des Dekrets vom 22. Mai 2023 (Artikel 4, 5., des Vorschlags) und vorgeschlagener Artikel 15 § 3 des 

Dekrets vom 13. November 2023 (Artikel 5, 5., des Vorschlags). 
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27. Juni 1986 überflüssig. Darüber hinaus steht es dem Dekretgeber nicht zu, eine Befugnis zu 

bestätigen, die dem Parlament unmittelbar vom (besonderen) Gesetzgeber zugewiesen wurde.  

 Wenn hingegen mit „d[en] weiteren Modalitäten bezüglich des 

Abberufungsverfahrens“ Regeln gemeint werden, die über die Tätigkeit des Parlaments 

hinausgehen und die Dritten, wie z.B. dem betroffenen Mandatar, Rechte oder Pflichten auferlegen, 

ist zu bemerken, dass solche Regeln nicht in die Geschäftsordnung der Versammlung gehören, 

sondern vom Dekretgeber selbst (oder von der Regierung) festgelegt werden müssen. 

 In beiden Fällen ist der vorgeschlagene Artikel 8 § 2.1 Absatz 2 zweiter Satz des 

Dekrets vom 27. Juni 1986 auszulassen. 

Artikel 6 

8. Laut Artikel 6 des Vorschlags tritt das zu verabschiedende Dekret am 1. März 2024 

in Kraft. Dieses Datum sollte angepasst werden, damit vermieden wird, dass das zu 

verabschiedende Dekret rückwirkend in Kraft tritt. Die vorgeschlagene Regelung ist nämlich so 

beschaffen, dass sie sich nicht für ein rückwirkendes Inkrafttreten eignet.  

DER GREFFIER 

Annemie GOOSSENS 

DER PRÄSIDENT 

Jeroen VAN NIEUWENHOVE 

 

 

Das Gutachten wurde unter der Aufsicht von Rita VAN DEN EECKHOUT, Erster Auditor, 

übersetzt. 

 

          Der Chefgreffier, 

 

 

 

          Gregory Delannay 

 

 


